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Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung 

Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat in seiner öffentlichen Sitzung am 10.12.2018 Folgendes beschlossen: 

I. Zu den während der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB und zu den während der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB zum Be-
bauungsplan Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung abgegebenen Stellungnahmen, Anregungen 
und Hinweisen wird wie folgt Stellung genommen: 

1. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung am 12.03.2018

Aus der Bürgerschaft wird nach einer Folgenutzung der alten Musikschule gefragt. Ein Pressever-
treter fragt nach, ob die stark befahrene Hochstraße nicht den Musikschulbetrieb im neuen Musik-
schulgebäude beeinträchtigen würde. Ferner bittet er um Erläuterungen zur Grünerhaltung auf dem
Baugrundstück.

Insgesamt stimmen die anwesenden Bürgerinnen und Bürger den Inhalten und Zielen der 1. Ände-
rung des Bebauungsplan-Entwurfes Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“ zu.

Stellungnahme:

Das an der Altenaer Straße gelegene alte Musikschul-Gebäude kann für anderweitig angemietete
Seminarräume der Volkshochschule genutzt werden, so dass dadurch Mietkosten eingespart wer-
den könnten.

Die Ausführungsplanung für den Musikschul-Neubau sieht vor, dass der zentrale Multifunktions-
und Schlagraum die Frischluft nicht über Fenster, sondern über eine Belüftungsanlage bezieht. Da-
her sei gewährleistet, dass der Schall über geöffnete Fenster weder nach Außen noch nach Innen
dringen kann. Für die übrigen Räume und Ebenen berücksichtigt die Bauakustik über die Baumas-
se des Gebäudes den Umgebungsverkehr auf der Hochstraße und auf der Staberger Straße.

Die auf dem Grundstück befindlichen vier stattlichen Laubbäume sollen aus Gründen des Stadtbil-
des erhalten bleiben und werden im Bebauungsplan durch eine Grünerhaltungsfestsetzung nach 9
Abs. 1 Nr. 25b) BauGB planungsrechtlich gesichert. Der Bewuchs auf den vorhandenen Böschun-
gen muss dem Neubau und der Umlagegestaltung weichen. Es werden auf dem Vorhabengrund-
stück entsprechende Ersatzanpflanzungen vorgenommen.

2. ENERVIE – Südwestfalen Energie und Wasser AG, Lüdenscheid, Schreiben vom 24.08.2017

Die ENERVIE hat keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Planverfahren. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass angrenzend an das Plangebiet bzw. innerhalb des Plangebietes zahlreiche Einrich-
tungen für die Versorgung mit Gas, Wasser und Strom, ein Betriebsfernmeldekabel der Telemark
und ein Beleuchtungskabel der Stadt Lüdenscheid vorhanden seien.

Der Löschwasserbedarf nach W 405 könne aus dem vorhandenen Wasserversorgungsnetz zur
Verfügung gestellt werden.

Eine Versorgung des Plangebietes mit Gas sei nur beim Nachweis der konkreten Nachfrage und
unter dem Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit der notwendigen Erschließungsinvestitionen von ENER-
VIE zu gewährleisten.

Neue Baumstandorte in der Nähe der Versorgungsleitungen seien mit ENERVIE abzustimmen.
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Stellungnahme: 

Die Hinweise der ENERVIE zu bestehenden Versorgungsleitungen, die innerhalb und an das Plan-
gebiet angrenzend verlaufen, werden zur Kenntnis genommen. Die Stadt Lüdenscheid hat die bau-
ausführenden Fachdienste von den Hinweisen der ENERVIE informiert. Die vorhandenen Leitun-
gen werden im Rahmen der Hochbauplanung für den Neubau des Musikschulgebäudes berück-
sichtigt. Neue Baumstandort in der Nähe der Leitungstrassen werden frühzeitig mit ENERVIE ab-
gestimmt. 

Den Hinweisen von ENERVIE kann somit entsprochen werden. 

3. Schreiben des LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe vom 04.08.2017

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe weist in seiner Stellungnahme im Rahmen der frühzeiti-
gen Behördenbeteiligung darauf hin, dass nach seinem Kenntnisstand im Plangebiet keine boden-
denkmalpflegerischen Belange berührt werden. Es wird ein textlicher Hinweis auf den Umgang mit
möglichen nicht bekannten Bodendenkmälern gegeben, der zur Unterrichtung möglicher Betroffe-
ner in den Bebauungsplan aufgenommen werden sollte.

Stellungnahme:

Die Stadt Lüdenscheid hat den textlichen Hinweis auf mögliche Bodendenkmäler unter Punkt  8.
„Denkmalschutz und Denkmalpflege“  in die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“ aufgenommen. Den Anregungen des LWT kann somit gefolgt wer-
den.

4. LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen in Münster, Schreiben vom
30.08.2017 und vom 28.09.2018

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass sich in
unmittelbarer Nähe zum geplanten Musikschul-Neubau einige Denkmäler (Hochstraße 28, Staber-
ger Straße 3, Staberger Straße 10) sowie ein als erhaltenswerte Bausubstanz klassifiziertes Ge-
bäude (Staberger Straße 4) befinden.

Bei einer Geschossigkeit des Musikschul-Neubaus von bis zu 4 Vollgeschossen befürchtet der
LWL eine negative Beeinträchtigung der gegenüberliegenden Denkmäler Hochstraße 28 und Sta-
berger Straße 3. Um eine zu dominante Wirkung des in Ecklage befindlichen Neubaus zu vermei-
den und auf den historischen Bestand Rücksicht zu nehmen, sei aus denkmalfachlicher Sicht die
Angleichung der möglichen Gebäudehöhe im Bebauungsplan an die Trauf- und Gebäudehöhen der
Denkmäler notwendig. Darüber hinaus wird das Zurücksetzen der Baugrenze entlang der Hoch-
straße um einige Meter angeregt. Auf diese Weise befinde sich die nordwestliche Gebäudekante in
einer Flucht mit dem angrenzenden Schulgebäude und werde zusätzlich in seiner dominanten städ-
tebaulichen Wirkung zurückgenommen.

In einer weiteren Stellungnahme im Rahmen der öffentlichen Auslegung vom 28.09.2018 weist der
LWL darauf hin, dass im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung des neuen Gebäudes aufgrund
des Umgebungsschutzes der umliegenden Denkmäler die Untere Denkmalbehörde der Stadt Lü-
denscheid sowie die Praktische Denkmalpflege der LWL-DLBW zur Abstimmung gestalterischer
Fragen hinzuzuziehen seien.

Stellungnahme:

Im Rahmen einer Überarbeitung des Bebauungsplan-Entwurfes hat die Stadt Lüdenscheid die Zahl
der zulässigen Vollgeschosse von vormals 4 auf maximal 3 Vollgeschosse reduziert, um eine opti-
male höhenmäßige Einfügung des geplanten Musikschul-Gebäudes in den historischen Gebäude-
bestand zu gewährleisten. Da das Musikschul-Gebäude nach dem Ergebnis des Realisierungs-
wettbewerbes als dreigeschossiges Flachdachgebäude ausgeführt wird, wird aus städtebaulicher
Sicht auf die Festsetzung einer maximalen Trauf- oder Firsthöhe verzichtet. Die höchste Gebäude-
fassade verläuft entlang der Hochstraße und liegt damit um ein Vollgeschoss unter der Höhe des
benachbarten viergeschossigen Schulgebäudes. Die drei Vollgeschosse entlang der Hochstraße
weisen eine maximale Fassadenhöhe von 15,77 m auf. Die rückwärtige, zum Gebäude Staberger
Str. 4 orientierte Fassade hat aufgrund der dortigen Topographie nur noch eine maximale Höhe von
11,90 m, immer bezogen auf das dortige Straßenniveau.
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Der dreigeschossige Neubau der Musikschule erlangt daher keine höhenmäßige Dominanz gegen-
über der Nachbarbebauung (gegenüberliegende bis zu 6 geschossigen Mehrfamilienwohnhäuser 
Hochstraße 26 Ecke Schillerstraße 22 – 26) und insbesondere gegenüber den historischen Bau-
denkmälern in der Umgebung. 

Ein Zurücksetzen der Baugrenze entlang der Hochstraße bis auf die Flucht des benachbarten 
Schulgebäude wird aus städtebaulicher Sicht und aus Gründen einer optimalen baulichen Ausnut-
zung des relativ kleinen innerstädtischen Eckgrundstückes von der Stadt Lüdenscheid nicht befür-
wortet. Die Grundstücksgröße des Eckgrundstückes beträgt 3.114 m² und ist für den geplanten 
Neubau der Musikschule einschließlich der nach der Landesbauordnung NRW notwendigen Stell-
plätze für die Nutzer relativ klein bemessen. Ein Zurücksetzen der straßenseitigen Baugrenze ent-
lang der Hochstraße bis auf die Flucht der Schulfassade würde einen Straßenabstand der Musik-
schule von 12,0 m bedeuten. Geplant ist ein Baugrenzenabstand von rund 5,0 m zur Straßenbe-
grenzungslinie. Bei einem Abstand von 12,0 m würde sich der Neubau gravierend in südöstliche 
Richtung in das Grundstück verschieben, so dass die zwischen dem Neubau und dem Wohnhaus 
Staberger Straße 4 geplante Stellplatzanlage zu wenig Fläche aufweisen würde, um die erforderli-
chen Besucherstellplätze unterbringen zu können. Von den dort vorgesehen 19 Stellplätzen ließen 
sich dann nur noch 11 Stellplätze realisieren. Dieses Stellplatzdefizit ist sowohl bauordnungsrecht-
lich als auch städtebaulich nicht hinnehmbar, da die Anzahl der geplanten PKW-Stellplätze für die 
Funktion der Musikschule erforderlich sind. 

Aus städtebaulicher und stadtgestalterischer Sicht sollen die straßenseitigen Vorflächen vor dem 
Musikschulgebäude entsprechend dem innerstädtischen Charakter des Grundstückes gepflastert 
werden. Dadurch soll ein urbaner Straßenraum mit einer platzartigen Aufenthaltsqualität für die 
Bürger entstehen. So ist vor dem Haupteingang der Musikschule eine repräsentative Freitreppe mit 
Sitzstufen geplant. Eine zusätzliche Nutzung dieser urbanen „Freiflächen“ für Besucherstellplätze 
würde diesem Konzept widersprechen und ist städtebaulich und architektonisch nicht gewollt. Dies 
würde auch dem Ergebnis des Realisierungswettbewerbs zum Neubau der Musikschule nicht ge-
recht werden. Der dortige gepflasterte urbane Platz einschließlich des im Erdgeschoss zurück-
springenden verglasten Foyers der Musikschule formt gemeinsam eine neue Mitte für das kulturelle 
Areal. Ferner sollen die beiden architektonischen Hauptfassaden der Musikschule, die zur Hoch-
straße und zur Staberger Straße orientiert sind, nicht durch parkende Kraftfahrzeuge optisch beein-
trächtigt werden. Aus den geschilderten Gründen hält die Stadt Lüdenscheid an dem festgesetzten 
Abstand der straßenseitigen Baugrenze zur Hochstraße fest. 

Der Fachdienst Zentrale Gebäudewirtschaft der Stadt Lüdenscheid wird in seiner Funktion als bau-
ausführender Fachdienst sowohl die Untere Denkmalbehörde der Stadt Lüdenscheid als auch die 
Praktische Denkmalpflege des LWL im Rahmen der Ausarbeitung des konkreten Bauantrages für 
den Musikschulneubau zur Abstimmung gestalterische Fragen, die sich auf die umliegenden 
Denkmäler auswirken können, beteiligen. 

Den Anregungen und Hinweisen des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe kann daher nur teil-
weise gefolgt werden. 

5. Schreiben des Märkischen Kreises vom  29.10.2018

Aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege regt der Märkische Kreis an, dass die im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorgesehene Neuanpflanzung von sechs Bäumen auch im
Bebauungsplanentwurf dargestellt und festgesetzt werden sollte, um dadurch die Anpflanzung si-
cherzustellen. Die Anpflanzung von weiteren 27 Bäumen im Stadtgebiet sollte verortet und hinsicht-
lich der Baumarten beschrieben werden. Die Pflanzung und insbesondere der langfristige Erhalt
der Bäume sei durch geeignete Mittel sicherzustellen.

Hinsichtlich der erforderlichen Fäll- und Rodearbeiten sei der § 39 BNatSchG zu beachten. Sollte
vor oder während der Baumaßnahme festgestellt werden, dass streng geschützte Arten auf dem
Vorhabengrundstück vorkommen, so sei die Untere Naturschutzbehörde zu informieren.

Stellungnahme:

Innerhalb des Plangebiets sollen in der Randböschung des Parkplatzes, der zwischen der neuen
Musikschule und dem Gebäude Staberger Straße 4 vorgesehen ist, sechs Laubbäume neuge-
pflanzt werden. Durch die Neuanpflanzung von sechs Laubbäumen auf dem Vorhabengrundstück
der Musikschule wird der insgesamt geringe Eingriff in das dortige Ortsbild teilweise ausgeglichen.
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Da für die Gestaltung der Umlage bislang noch keine konkrete Planung vorliegt, verzichtet die Stadt 
Lüdenscheid im Bebauungsplan auf die Festsetzung von Baumstandorten. Da die Lage der Haus-
anschlussleitungen sowie die Einbindung der notwendigen Stellplätze in die Topographie des 
Grundstückes noch nicht abschließend geklärt sind, können die vorgesehenen sechs Baumstand-
orte auf dem Grundstück noch nicht definitiv festgelegt werden. Eine mit der Umlageplanung abge-
stimmte Festsetzung der Baumstandorte im Bebauungsplan ist daher gegenwärtig nicht möglich. 
Die Stadt Lüdenscheid wird aber in jedem Fall sicherstellen, dass mindestens sechs Laubbäume in 
die Umlage des Musikschulgrundstückes – vorzugsweise in die entstehenden Randböschungen - 
neu gepflanzt werden. 

Durch die Bauleitplanung fällt ein Ausgleichsbedarf von insgesamt 33 Laubbäumen an. Die vorge-
sehenen Ersatzbaumstandorte befinden sich alle auf städtischen Grundstücksflächen und bedürfen 
daher keiner vermessungstechnischen Präzisierung. Innerhalb des Bebauungsplangebietes wer-
den in der Umlage des Musikschulgrundstückes sechs Laubbäume angepflanzt. Auf einer städti-
schen Fläche im Einmündungsbereich Altenaer Straße / Gasstraße soll ein verkümmerter Baum 
durch zwei Neuanpflanzungen ersetzt werden. In städtischen Grünbeeten an der Brüderstraße sol-
len fünf weitere Laubbäume angepflanzt werden, um dort den vorhandenen Baumbestand zu er-
gänzen. Im Bereich der Hotopstraße soll die vorhandene Baumallee durch die Neuanpflanzung von 
20 Laubbäumen verlängert werden. 

Da der Neubau der Musikschule Anfang 2019 beginnen soll, hat die Stadt Lüdenscheid die Bäume 
und Sträucher auf dem Vorhabengrundstück im Oktober diesen Jahres fällen lassen. Den Ro-
dungsarbeiten ist eine erneute Begehung durch den städtischen Fachdienst Umweltschutz und 
Freiraum vorausgegangen, um die Störung besonders (streng) geschützter Tierarten auszuschlie-
ßen. Ein Vorhandensein derartig geschützter Tierarten wurde nicht festgestellt. Daraufhin wurden 
die Bäume außerhalb der Fortpflanzungszeit, also im Winterhalbjahr zwischen Oktober und März 
eines Jahres gerodet, wie unter Ziffer 2.1.2 „Schutzgut Tiere, Pflanzen, ökologische Vielfalt“ des 
Umweltberichtes vorgegeben. 

Den Hinweisen des Märkischen Kreises kann somit nur teilweise gefolgt werden. 

II. Gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBL I S. 3634) sowie der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), in Kraft getreten am 2. Februar 2018,
wird der Bebauungsplan Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung vom Rat der Stadt Lüdenscheid als
Satzung und die dazugehörige Begründung einschließlich des Umweltberichtes beschlossen.

III. Der Bebauungsplan Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung wird am Tage nach der Bekanntma-
chung des Satzungsbeschlusses des Rates der Stadt Lüdenscheid sowie von Ort und Zeit der öffentlichen
Einsichtnahme rechtsverbindlich.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung ist nachstehend abge-
bildet und liegt südlich der Lüdenscheider Altstadt begrenzt durch die Hochstraße im Westen und die Staberger 
Straße im Norden. 
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Der Bebauungsplan Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung liegt mit seiner Begründung einschließlich des 
Umweltberichtes und der zusammenfassenden Erklärung ab dem Tage nach der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung im Zimmer 535 des Rathauses der Stadt Lüdenscheid, Rathausplatz 2, während der Dienststun-
den der Stadtverwaltung zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebau-
ungsplanes Auskunft gegeben. 

Hinweise: 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-

rens- und Formvorschriften,
• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,
• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
• beachtliche Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB (Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren nach § 13a

BauGB, auch in Verbindung mit § 13b – Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte
Verfahren)

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung (Bebauungsplan Nr. 567 „Schulzentrum Staberg“, 1. Änderung) schriftlich gegenüber der Stadt 
Lüdenscheid, Rathausplatz 2, 58507 Lüdenscheid, geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründet, ist darzulegen. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendmachung von Planungsentschädigungsansprüchen 
durch einen Antrag an den Entschädigungspflichtigen im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4 BauGB mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn der Antrag 
nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Lüdenscheid, 13.12.2018 

Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 

Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik „Rathaus & Bürger / Info 
& Service / Öffentliche Bekanntmachungen" eingesehen werden. 

http://www.luedenscheid.de/
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	I. Zu den während der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 837 „Gneisenaustraße“ vorgebrachten Anregungen wird wie folgt Stellung genommen:
	1. Anregungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung vom 20.02.2018
	Seitens der Bürgerschaft wird auf die jetzt schon schwierige Parksituation hingewiesen.
	Durch das geplante Vorhaben erhöhe sich der Parkdruck zusätzlich.
	Eine Stellungnahme bezieht sich auf die Breite der geplanten Privatwege und ob diese als Rettungsweg sowie für Müllfahrzeuge ausreiche.
	Weitere Bedenken werden zur Staub- und Schmutzbelastung der Anwohner beim Abbruch sowie der Neuerrichtung der Häuser und Grundstücke befürchtet. Diese Erfahrung habe man in der Vergangenheit bereits gemacht. Es wird für diesen Fall um die Benennung ei...
	Des Weiteren ist gefragt worden, ob die vorhandenen Kanalanschlüsse ausreichen und ob es einen Spielplatz für Kinder gäbe. Als letzter Punkt wird angefragt, warum ausschließlich Einfamilienhäuser und keine Reihenhäuser geplant würden.
	Stellungnahme hierzu:
	Durch die Umsetzung der Planung entfallen vorhandene Garagen und einige Stellplätze entlang der Gneisenaustraße, allerdings wird durch die Planung auch die Zahl der Wohneinheiten von 24 auf 10 reduziert. Ziel der Planung ist es, dass die Anwohner der ...
	Bezüglich der Breite der privaten Wege ist die Planung der Erschließungswege nach der Bürgeranhörung geändert worden. Die neu geplante Erschließung ist eine Kombination aus einer öffentlichen Stichstraße mit Wendehammer in das Plangebiet hinein und da...
	Staub- und Lärmbelastungen während der Baumaßnahmen sind nicht bebauungsplanrelevant. Die ordnungsgemäße Durchführung der Baumaßnahme obliegt dem Bauherrn, hier der Lüwo. Im Bedarfsfall können sich Betroffene an deren Geschäftsführer, Herrn Loos, wenden.
	Die Entwässerung ist mit dem Stadtentwässerungsbetrieb Lüdenscheid (SEL) besprochen worden. Die zehn Einfamilienhausgrundstücke werden anstelle der bisherigen Mehrfamilienhäuser an den vorhandenen Kanal angeschlossen. Versickerungsanlagen sind aufgrun...
	Ein Spielplatz ist bei der geringen Anzahl von Wohnhausgrundstücken nicht vorgesehen. Bei der Planung von Einfamilienhäusern wird im Grundsatz davon ausgegangen, dass Spielflächen in den privaten Gärten vorgehalten werden.
	Im Gegensatz zum Wohnen in Reihenhäusern gibt es eine ganz erhebliche Nachfrage nach Einfamilienhäusern. Das Ziel dieses Bebauungsplanes ist, diesen Bedarf zu befriedigen.
	Den Anregungen der Bürger kann daher nur teilweise gefolgt werden.
	2. Schreiben der Enervie Vernetzt GmbH vom 17.10.2018
	Gegen das o. g. Planverfahren bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.
	Angrenzend an und im ausgewiesenen Gebiet werden zahlreiche Einrichtungen für die Versorgung mit Gas, Wasser und Strom unterhalten. Die Stromversorgung findet aktuell über die Gneisenaustraße statt. Vor dem Abriss der Mehrfamilienhäuser müssen die Hau...
	Eine Versorgung der hinteren neuen Häuserreihe (Richtung Scharnhorststraße) mit Gas ist nur bei Nachweis der konkreten Nachfrage und unter Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit der notwendigen Erschließungsinvestitionen gewährleistet. Um den Umfang und die...
	Stellungnahme hierzu:
	Die Hinweise der Enervie zu bestehenden Versorgungsleitungen werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise der Enervie zu Maßnahmen im Rahmen der Abbrucharbeiten der bestehenden Gebäude sowie der Verlegung von Versorgungsleitungen betreffen den Eigentüme...
	3. Schreiben des Märkischen Kreises vom 16.10.2018
	Gegen die Planung werden keine grundsätzlichen Bedenken geltend gemacht. Allerdings besteht die Bitte, folgendes zu beachten:
	Die Untere Naturschutzbehörde verfüge über keine konkreten Erkenntnisse zum Vorkommen besonders und streng geschützter Tier- und Pflanzenarten im Einwirkungsbereich des Vorhabens. Die bestehenden und zum Abriss vorgesehenen Gebäude seien jedoch potent...
	Der gem. Kap. 7.1.2 der Begründung ermittelte Ersatz für entfallende Bäume ist aufgrund der Regelung des § 13a Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB nicht ausweisungspflichtig. Dennoch sollte, auch aus Arten- und Klimaschutzgründen, die Pflanzu...
	Stellungnahme hierzu:
	Ein Vorkommen planungsrelevanter Arten kann aufgrund fehlender Biotop- und Habitatstrukturen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. Um dennoch Verbotstatbestände nach § 44 Bundesnaturschutzgesetzt (BNatSchG) zu vermeiden, sind die fü...
	Aufgrund der gewollten Nachverdichtung des Plangebiets zu Gunsten von Einfamilienhausgrundstücken wird auf die Anpflanzung von Bäumen als Ersatz für die entfallenden Bäume und Sträucher auf den privaten Grundstücksflächen verzichtet. Durch die begrenz...
	Auch die öffentliche Verkehrsfläche bietet nicht genügend Raum, Pflanzbeete für Bäume aufzunehmen. Die neu geplante Erschließungsstraße ist gerade so groß bemessen, dass die Andienung mit dem Müllfahrzeug/Feuerwehrfahrzeug möglich ist. Die Planung ein...
	Den Anregungen kann daher nur teilweise gefolgt werden.
	4. Schreiben des Stadtentwässerungsbetriebes Lüdenscheid (SEL) vom 21.09.2018
	Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 837 „Gneisenaustraße“ bestehen aus entwässerungstechnischer Sicht keine Bedenken, sofern die Zunahme der Versiegelung gegenüber dem Ist-Zustand wie in der Begründung beschreiben, geringfügig bleibt. Zur En...
	Stellungnahme hierzu:
	Das Plangebiet weist bisher eine tatsächliche Versiegelungsrate von knapp ca. 40 % auf. Bei der vorliegenden Planung ergibt sich die zukünftige Versiegelungsrate durch die neue Verkehrsfläche und die Grundflächenzahl der Baugrundstücke. Die GRZ für di...
	Der Hinweis der notwendigen grundbuchrechtlichen Sicherung für die Kanäle im privaten Bereich ist dem Eigentümer mit der Bitte um Beachtung weitergeleitet worden.
	Den Anregungen kann daher nur teilweise gefolgt werden.
	5. Schreiben eines Bürgers vom 21.10.2018
	Der Bürger fragt an, ob die beiden alten Nussbäume links vor dem Haus Höher Weg 7 und damit unmittelbar angrenzend an die geplante Bebauung möglichst erhalten werden können.
	Stellungnahme hierzu:
	Ein Erhalt der Bäume ist bauleitplanerisch nicht vorgesehen. Aufgrund der gewollten Nachverdichtung des Plangebiets zu Gunsten von Einfamilienhausgrundstücken wird auf einen Erhalt der Bäume verzichtet. Ein Schutz der Bäume, der flächig die Größenordn...
	Planungsrechtlich ist ein Erhalt der Bäume nicht sichergestellt. Der Anregung kann insofern nicht gefolgt werden.
	II. Gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) sowie der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.0...
	III. Es wird festgestellt, dass der Bebauungsplan Nr. 837 "Gneisenaustraße" aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt worden ist und demzufolge keiner Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde bedarf. Der Bebauungsplan Nr. 837 „Gneisenaustraße...
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